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WIENERLANDTAG
SitzungvomI .Oktober1929

PräsidentDr .Dannebergeröffnetum16 ' 15Uhrdie Sitzung .Zunächst
wirdan Stelle des gewesenenBundesratesDr- Lutz ,der sein Mandatniedergelegt
hat wird Hans Rott ,Gewerkschaftsobmann zum Bundesrat gewählt .

Es werdensodanndie demLandtagevorliegendenSteuernovellenund
zwar betreffend die Lustbarkeitsabgabe ,die Fremdenzimmerabgabe ,die Nahrungs¬

undGenussmittelabgabe ,die Kraftwaganabgabe ,die Fürsorgeabgabe ,dieAnzeigen¬sowie die Gesetzesvorlage betreffend die Bodenwertabgabe
abgabe und die Gemeindeahgabevon öffentlichen Ankündigungen/gemeinsameiner
Generaldebatteunterzogen .

ST. . Breitner : Ichbin in der glücklichen Lage ,namens derMehr¬
heit sieben Vorlagen vertreten zu können ,welche Steuerermäs sigungen beinhal¬

ten .Eine achte Vorlage bezieht sich auf die Einführung der früher schon bestan¬
denen Bedenwertabgabe ,was seine Ursache darin hat ,dass der Nationalrat eine

Aenderungin der Lastenverteilung der öffentlichen Verwaltungeninsoferne
hat eintreten lassen ,dass wir vom1 .Jänner 1930an verpflichtet sind ,zuden
Kostender Kleinrantnerfürsorgebeizutragen .DieSteuerermässigungendiewir
vorschlagen ,liegenauf jener Linieder Entwicklung ,die wirangefangenvom
Jahre 1923verfolgen .Es ist ha nicht überraschend ,wenn aus den Kreisen der

Steuerträger Wünschelaut werden ,die weit über das hinaus gehen ,waswiran
man

Erleichterungen zu bieten in der Lage sind .Steuererleichterungen hat/zu allen

Zeiten und in allen Ländern gewünscht und dieser Wunschist umsobegreiflicher ,

in einer Zeit ,in der sich die Wirtschaft in einemZustandderErschütterung
befindet wie dies bei uns als eine Folge des Kriegs unddes unsauferlegten
Friedens der Fallist .

Vorlagenbeinhalten schwerefinans
zielleEinbussenfürdieGemeinde.Darauskönntemanvielleichtableiten,

dasswirbeidengegenwärtigenSteu¬leider nicht der Fall .bedeuteersätzenMehrerträgnisseerzielen .Dasist
Odermankönntedaraus schliessen ,dass dieAusgaben¬

wirtschaft der Gemeinde eine Erleichterung erfahren hat .Auch davon kannkei¬

ne Redesein . DerAufgabenkreisder Gemeindeist ein so fest umrissenerdurch
alle die Einrichtungen ,die bestehenunderhaltenwerdenmüssen ,dassvon
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LandtagssitzungvomH .Oktober1929 Il . Blatt
voreinerErleichterungnichtgesprochenwerdenkann. Esist nichtso ,dass
etwa - umein Beispielherauszugreifen-dieSeisteskrankheitenimRückgangsind
und dadurch wir weniger Ausgabenhätten .Es iat auch nicht so,dass etwadie
FürsorgeeinrichtungenderGemeindewenigerin Anspruchgenommenwerden. Das
Gegenteil ist der Fall .Wir haben auch nicht etwa rückgängige Preise undaus

diesm Titel Erleichterungen in unserer Ausgabenwirtschaft .Die Brennstoffe und
eine Reihe von Lebensmitteln haben eine Steigerung erfahren . Diedeshalbnot¬

wendiggewordnenMassnahmenzugunstender Angestelltenbedeuteneine ganzaus¬
serorentlichtMehrausgabe.AufderTagesordnungderheutigenSitzungsteht
eine Vorlage ,welchedie 34 . 000Unterhalsempfängerbesser stellt . Wirhabenal¬
so Mehrausgaben und sollen trotzdem auf Einnahmen verzichten .Wennwir dastun ,

so geschiehtdas imHinblickauf die wirtschaftlichenVerhältnisse .Wirwol¬
len ein Elementder Belebungin die Wirtschaft hineinbringen und wir tunes

auch in der Erwartung ,dass gerade infolge dieser Ermässigungen Mehreinnahmen

sich ergeben .werden .Die Minderheit wird an unseren Vorlagengewiss einehar¬
te KritikübenunddieErleichterungen,diewirbieten ,als unzulänglichund
geringfügighinstellen.DemgegenüberwillicheinpaarWortevongrundsätzli¬
cher Bedeutungsagen .Mankann die für die Gemeindewirtschaftnotwendigen
Einnahmen in verschiedaner Form aus der Wirtschaft herausholen .Diederzeiti¬

ge Mehrheit hat sich zu einem bestimmten Steuersystem entschlossen ,vondem
sie meint ,dass es ein Stück höherer Gerechtigkeit beinhalte ,als es jene For .
men waren ,in denen früher die Einnahmen für die Gemeinde beschafft worden

sind . Esist vielleicht überflüssig ,der kindischen Meinung entgegenzutreten ,

dass eine Mehrheit ,getragen von dem stets wachsenden Vertrauen der Bevölke¬

rung ,wirklich Steuern nur einhebt ,um anderen Menschen unangenehm zu werden

undumsie zu quälen .Es sind die Ausgabender Gemeinde ,durchwelchedie
Steuern bestimmt werden .Wir könnten es uns allerdings viel bequemer machen .
Wir brauchten nur die Metheden der früheren Zeiten anzuwenden .In der Vor¬
kriegszeit war es zum Beispiel so ,dass die Gemeinde von jedem Kubikmeter
Gas einen Reingewinn von ' 3Groschen ,von jeder verkauften Kilowattstunde
Elektrizität 7 Groschen ,von jedem Kubikmeter Wasser 1712 Groschen ,von
jeder Fahrkarte der Strassenbahnen ' 2Groschen als Reingewinngenommen
hat .( Hört ! Hört lbei der Mehrheit ) .Wenn wir nun die heutigen Verkaufsmengen
von Gas ,Strom und Wasser und die heutige Frequenz der Strassenbahnen zur
Grundlage nehmen ,so ergibt sich ,dass wir bei der gleichenGewinnquote
aus diesen vier Monopolend nen Reingewinn von 79,517 . 000Schilling bezie¬
hen würden .Wennwir ,umganz genau zu rechnen ,die Fürsorgeabgabeabziehen ,
die von den Gas - undElektrizitätswerken ,von der Strassenbahn gezahlt wer¬
den müssen,es sind das rund fünf Millionen Schilling,so bleibt noch einReingewinnvon über 7h Millionen Schilling .Daswäre eine Belastungder
Wirtschaft ,die jeder einzelne Haushalt verspüren würde .Wennwirdiesen
Weg gingen ,wäre es uns möglich ,die Lustbarkeits - ,die Nahrungs -und Genuss - ¬

mittel - ,dieFremden¬
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LandtagssitzungvomM.Oktober1929 III . Blatt
zimmer-,dieWertzuwachs-,diePlakat-undInseratenabgabe,dieKraftwagen-Haus¬
personal - diePferde -undHundeabgabe- ,die Feuerversicherten ,dieFeilbie¬
tungs - ,die Konzessions - ,die Wasserkraft - ,die Bierabgabe ,die Zuschlägezuden
ImmobiliargebührenundzumGebührenäquivalent ,die Zuschlägezu denTotalisat
teurgebührenunddie Grundsteueraufzuheben .Es würdesogar nocheinBetrag
von 2,176 . 000Schilling übrigbleiben .( Hört! Hört ! beider Mehrheit ) .Wirhätten

dann überhaupt nur die allgemeine Fürsorgeabgabe und die Wohnbausteuer .Alle
die so sehr angefochtenenSpezialsteuern würdennicht mehrbestehen ,Wegender
höheren Gas - ,Strom - ,Wasser - undFahrlartenpreise könnte man weit weniger An¬

griffe gegendie Gemeinderichten ,weil alle indirekten Steuern ,obwohlsie
dieBevölkerungfurchtbarbelasten ,nie soklar erkanntwerden .Wirkönntenuns
dann leicht darauf berufen ,dass wir gar nichts anderes tun als im Jahre 1913

und alle die Jahre vorher Sie getan haben .Ein anderes Beispiel .Früher wurde

die Verzehrungssteuer ,die wir aufgelassen haben ,eingehoben .Der Ertragder
VerzehrungssteuerwarimJahre191311 ' 3MillionenGoldkronenoder16,391. 000
Schilling .Das hat also mehr als die ganze ,viel angefeindete Nahrungs -und

Genussmittelabgabeausgemacht .Die Verzehrungssteuer ist der Bevölkerungnicht

so sehr zumBewusstsein gekommen ,weil sie alles ,was ihr unterworfenwar. gleich¬
mässig erfasst hat ,während wir heute nur einen kleinen Teil der leistungs¬

fähigeren Gast -und Kaffeehäuser ,Delikatessenhändler und Zuckerbäcker ,alle

Nachtlokale ,Bars und Heurigen besteuern .Es war früher nur eine scheinbare Ge¬

rechtigkeit ,in Wirklichkeit aber die höchste Ungerechtigkeit .Ein letztes

Beispiel . ImJahre 1913 sind aus den Wiener Mietzinsen für den Staat 54,000 . 000

Goldkronen ,für das Land Niederösterreich 22 ' 7Millionen ,für Wien51 ' 7Millio .
nen Goldkro nen herausgeholt worden .( Hört! Hörtibei der Mehrheit ) .DerAnteil

Niederästerreichswürdeheuteauf Wienentfallen ,weil Wieneinselbstständi¬
gesLandgewordenist .DaderBundimZugederAbgabenteilungaufseineReal¬
steuern verzichtet hat ,gehört au h der Bundesanteil der Gemeinde .Wenneine
Valorisierung der Mietennur nach demGoldwertundnicht darüber hinausnach
den Gestehungskosten eintritt ,so würde sich der Anteil der Gemeinde Wien

aus den Wiener Mietzinsen auf 185 Millionen Schilling belaufen .Dasheisst ,
wir könnten die Fürsorgeabgabe ,die Wohnbausteuer und die 19 früher erwähnten
Abgaben aufheben .Wir würden überhaupt gar keine Gemeindesteuern " brauchen ,
weil sie alle zusammen nut 184 ' 7Millionen Schilling eintragen .Matürlich
wäre das eine furchtbare Belastung der Wirtschaft ,weil dann alle ,auch die

Besitzer einer ganz kleinen Wohnung oder einesganz kleinen Geschäftsloka¬
les,mit einer loprozentigen Steuer belastet wären .Die Minderheitt wendet
immer ein ,man möge nicht alle Lasten auf die heutige Generatiom legen ,
sondern sich dazu entschliessen ,
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eine Anleihe aufzunehmen .Wir haben auch das getan . Wirhaben Ende 1927 für

die städtischen Unternehmungen eine Anleihe von 30 Millionen Dollar aufgenommen .

Wirhalten es für durchauszulässig ,dass sich solche wirtschaftlicheUnter¬
nehmungenihre Investitionen auf demWegelangfristiger Anleihenbeschaffen .
Es gibt gewiss auch eine Reihe von Gemeindeausgaben ,die just nicht ineinem
einzigen Jahre,sondern in einer längeren Reihe von Jahren bedeckt werdenkön¬

nen .Aber das sind unter den gegenwärtigen Verhältnissen zunächst bloss theo¬
retische Erwägungen .Dennheute sind Anleihen nicht erheltlich .Jedenfalls
muss manbeim Schuldenmachensehr vorsichtig sein ,wie das Schicksal mancher
Städte beweist ,die durch zuweitgehendes Schuldenmachen in eine recht unan¬

genehmeLage geraten sind .Wiewir heute in diesen sieben Steuergesetzen Er¬
leichterungenbringen ,so werdenwir hestrebt sein ,das auchin Zukunftzu
tun .Voraussetzungist natürlich ,dassunseröffentdichesLebenunddamitun¬
sere Wirtschaft eine ruhige ,ordnungsgemässe Entwicklung nimmt .Das heurige

Jahrwarfür die Gemeindefinanzennichtsehrerfreulich .Wirhattenunter
der Härte des Winters sehr zu leiden und eine ganze Reihe vonnamhaften
Zuschusskrediten war die böse Folge .Die letzten Mcnate haben auch nicht die
erhofften Erträgnisse gebracht ,weil eine allgemeine BeunruhigungdasLand
erfüllt .Wäredies nicht ,so könnte manviel zuversichtlicher sein .Dennes
ist ein wichtiges und erfreuliches Zeichen ,dass die Arbeitslosigkeit ,dieses
schrecklichste Merkzeichen einer Krise ,in Wien seit dem Jahre 1924 dennied¬

rigsten Standaufzuweisenhat .ZumSchluss will ich nochmalssagendasswir

sobald es die Verhältnisse gestatten ,wieder Steuererleichterungen bringen
werden. StadtratBreitnerersuchtdie Vorlagenanzunehmen( LebhafterBeifall
bei der Mehrheit ) .

AlsersterRednerderMinderheiterwidertSt. . Kunschakzu¬
nächstaufdieAusführungendesReferentenüberdieFriedenssteuern.Er
verweist darauf ,dass die Dinge nicht so lagen ,wie sie vom Referenten dar¬

gelegt werden . Esist zwarrichtig ,dass die städtischenUnternehmungenfrü¬
her Gewinneabgeworfenhaben ,dochebensorichtig ist ,dassdieUnternehmun¬
gen schwereAnleihenhatten ,für deren Verzinsungdie Gemeindeaufkommen
musste ,Heutenunerzielt die Gemeindeaus demTitel der Fürsorgeabgabebe¬
deutende Einnahmen von den Unternehmungen .Es ist auch nicht richtig ,dass

die Mieten heute nicht belastet sind ,denn die Wohnbausteuer ist eine be¬

trächtliche Belastungundaus ihremTitel werdensehr grosseSummenvon
den Mietern herausgeholt . DerHinweisauf die Verzehrungssteuer ist schon
längst hinfällig geworden ,
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daja die GemeindeeineVerzehrungsstenerin FormihreshoprozentigenAn- ¬
teiles an der Warenumsatzsteuereinhebt .Dieser Ertrag geht über denErtrag
der früheren Verzehrungssteuerweit hinaus .Früher hatte die Gemeindeüber¬
hauptkeinenAnteil an der Einkommensteuer ,jetzt ist sie auchdaranbetei¬
ligt,DerAnteilanderErwerbsteuerist heutegrösserals der ,dendieGe¬
meindefrüher hatte .DieGemeindeien ist heute in ihrenEinkommensmöglich¬
keiten nicht ungjnstiger gestellt als die frühere Gemeindeverwaltnung.Auch
diese hatte Ausgabenzu bestreiten ,sie war aber in ihrer Bilant viel schwie¬

riger gestellt åls die jetzige ,die dazuihren Aufgabenkreisdurchausnicht
erweiterthat,DieDarstellungBreitnersist ein Schlag ,der danebengegan¬
genist undseine Finanzpolitikdurchausnicht rechtgertigt .Einzutreffen¬

mit
der Wertunterschied kann nicht nicht aus Vergleichen/der früheren Zeit ge¬

zogen werden ,sondern nur aus Vergleichen mit der Gebarungund denGebarungs-¬
ergebnissen .Währendfrüher beträchtliche Erfordernisse auf Anleihenverwiesen
wurden,sehenwirheutebeiderGemeindegewaltigeVermögensanhäufüngen .Die
Anspannungder Steuermaschine war und ist daher nicht notwendig .DieVermö¬

gensanhäufungseit 1923ist eine ganz ausserordentliche .Seit 1923ist der
AktienbesitzderGemeindeauf12 ' 3MillionenSchillinggestiegen,seit1923
bisEndeDezemberd .JahreshatdieGemeindeLl ' 8MillionenSchillingSteu.
ereinnahmen in Grund und Bodenangelegt und einschliesslich derBudgetpost
1929 in Husbesitz 561 ' 8Millionen Schilling .Innerhalb von sechs Jahren

hatdieBemeindenichtwenigerals 619MillionenSchillingausderWirt-¬
schaft herausgejolt und in dauernde Vermögenswerteangelegt .Rechnetman
nochdie 90 MillionenSchilling dazu ,die im kommendenJahr für dieWohn¬
hausbautenvorgesehensind ,so erreichenwir die Summevonrund700Millio¬
nen Schilling .Mit dieser Tatsache im Vergleich steht die Tatsache ,dassdie

Wirtschaftundinsbesondereder Mittelstandverarmtsind .DieVerarmungder
Wirtschaftaufdereinenunddie BereicherungderGemeindeaufderanderen
Seite ,dasergibt ein verhichtendesUrteil der Finanzpolitikdergegenwärtigen
Gemeindeverwaltung( Zustimmungbei der Mindrheit ) ,Es ist nicht Aufgabeder
Gemeinde ,die Steuerschraube so anzuziehen ,dass sie daraus eine Vermögens¬

vermehrungerzielt .AufgabederGemeindeist es ,dasssie die laufendenAus¬
gabenzu deckenvermagunddanebeneine bescheideneReserveanlegt .Ihre
Reserve ist nun auch eine sehr beträchtliche ,denn im Budgethaben sie als
Kassenbestand 66 Millionen Schilling ausgewiesen .Auch das zeigt ,dass Sie

überdasMassSteuernausder Wirtschaftherausholen . DieVermögensanhäufung
der Verarmungder WirtschaftunddesMittelstandesgegenübergestellt ,ist
der lebendigste undlauteste Zeugegegendie Richtigkeit IhrerFinanzpolitik .



VI .BlattBathauskorrespendenzvom . Oktober1929
In der InflationszeithattenIhre Steuernvielleicht nochBerechtigung.
Damalsmussteunter demEinflussdes stets sinkendenGelderts derFinanz¬
referent in seine SteuerneinenSicherheitskceffizieteneinbauen .ImAugust
1922mardercGangderInflationsicherlichnochnichtabzusehen.Aberwir
haben diese Steuern noch immer ,ob ohl schon im September 1922 die Stabili¬

sierungder Währungerfolgt ist .( LebhafteZustimmungbei derMinderheit) .
Wasist nungeschehen ?InihremWesenstehenalle dieInflations¬

steuern heute noch aufrecht . Esist noch gar nichts geschehen ,als derAb¬
baudesin denInflationsjahreneingebautenSicherheitskoeffizienten.Wir
verzeichnendietraurigeTatsache ,dassdieInflationssteuernsiebenJahre
nachder Stabilisierung der Währingnochimmeraufrechtsind .

AnIhrer Steuerpolitiksind nochz ei Tatsachenzu konstatieren .Die
ganzaufSchikanenberechneteKonstruktionderAbgabenunddie ausdieser
Konstruktionin ProgressionsichnaturgemässergebendenSchikanenderSteu¬
erverwaltung.IhreSteuernsindnebenderMasslosigkeitderSötzeunerträg¬
lichgewordendurchdieMöglichkeitderSchikanen,diedurchdieKonstruk¬
tion gegebensind .(Zustimmung)

StadtratBreitnerhatübertriebenalsersagte,erseiglücklichdie¬
se Verlagen hier unterbreiten zu können .Es ist kein Anlass zu einer glück¬
lichen Stimmung. Erweissganzgenau ,dass er viel weiter gehenkönnte,wenn
derWilledazuvorhandenwäre .Aberer brichtnureinigederschmerzlich¬
sten Stacheln aus demDornengestrüppseiner Steuern . Mehrals einStrohhalm
ist esnicht ,denSieunsererschwerkämpfendenWirtschaftbieten .Wirhaben
schon in frührer Zeit durch unsere Anträgezu verstehengegeben ie
eine wirklicheHilfe aussehenwürde. Schonbei der Beratungdes Budgets1927
habenwireineMengeAnträgevorgelegt.Dahabenwirverlangt,dassdieSteu¬
erndurchwegsauf50ProeztninihrenSätzenherabgesetztwerden.Dasist
in keinemFall erreicht .Vielleicht nur bei der Fremdenzimmerabgabe .Aller¬
dingssindauchdadie Investitionsbestimmungenzuergähnen .Siesindsicher¬
lich keinschlechterGedankeundBreitnerhat sich damitdenTiteleines
BeformatorsdesWienerHotelwesensmitRechtverdient .Tatsächlichurden
unsereHotels in einemgrossenUmfangmodernisiert .Wennwir nundaraufbe¬
stehen ,dassdie Fremdenzimmerabgabeüberhauptbeseitigt ird,sodeshalb,
eil wir heutemehrdennje daraufangeiesen sind ,eine Frendenstadtzuwer¬

den .Daskannnicht allein mit Prospektenerreicht werden ,sonderndazuist
vorallemnotwendig,dassderFremdegutundbillig ohnt .DieWienerFremde:
zimmerabgabeist in derganzenWeltin Verruf .WürdenwirdieseAbgabeaufhe
ben ,sowürdedasin derganzenWeltdenbestenEindruckmachen.DiePost
Fremdenzimmerabgabewürdewohlaus demBudgetverschinden ,aber dafürdie
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dafür die PostenLustbarkeitssteuerundNahrung - undGenussmittelabgabe
höhereErträgebringen .Wirhabenauchdie BeseitigungderWasserkraft¬
abgabe verlagt .Sie ist mit . 8Millienen Schilling eingesetzt .KeineFor¬
derungist berechtigter als diese .DasBudgetwirddadurchin keinerWei¬

die ich bestreite - sie wäre nicht not¬se berührt .Dieangedrobte Erhöhungdes Gas - undStrompreises,
wendig- könnte ja durch eine Dotierung der Emektrizitätserke ausder
Investitionsanleihe vermiedenwerden .Es braucht nicht einmal dasGesetz
über die Einhebungdieser Abgabeaufgehobenwerden ,eil vielbichtdoch
ieder einmalein Wasserkrafterk gebautwerdenird .Wirhabenaucheine

ModifikationderHauspersonalabgabevelangt .Auchdavonist heutenicht
dieRede .WirsindhierhartanderGrenzewodersteuerpolitischeUnsinn
beginnt .Zweifelloshatdiee SteuerzueinemEbbaudesHauspersonals
ggführt .Durch die Art der Steigerung der Abgabelegen sich kinderreiche
Familien grosse Beschränkungen auf ,weshalb wir die Abgabefreiheit für

zweiHausgehilfinnenverlangthaben .Daswürdevielleicht zu einerkleinen
Eünbussedes Steuerertragesführen ,der aberdurchdie Einstellungvon
hunderten ,vielleichttausendenarbeitslosenHausgehilfinnenwettgemacht
werden würde . Esmussten übrigens Fürsorgemassnahmen für arbeits - undob¬

dachlose Hausgehilfinnen von der Gemeindeergriffen werden und ichbin

überzeugt ,dassdieseMassnahmenimLaufederZeitein Mehrfachesdes
Ertrages der Hausgehilfinnenabgabegetragen .( Zustimmung) .

Wasmangibt und wennes nochso menigist ,und es wird ausreinem
Willengegeben ,dasswirkt .Leidermussmanfeststellen ,dassderreine
Wille absolut nicht zu erkennen ist .Immer ist er verkleidet undgetrübt

mit einer Menge von Klauseln ,die Verbitterung auslösen .Die heutigen

Vorlagenbieten des durstigen Wirtschaft Wasserin einemschmutzigen
Glas . Siehaben alle diese Ermässigungenan eine Bedingunggeknüpft .In
allen diesen Gesetzen ist vorgeshhen ,dass im Falle einer Aenderung der

Abgabenteilung ,die der GemeindeEinnahmenentzieht oder durchBundesge¬

setze ,die ihr neue Ausgaben aufbürden ,die Ermässigungen wieder rück¬
gängig gemacht werden .Nun sind aber die Steuern heute ein sehr wesent¬

licher Kalkulationsfaktordes Wirtschaftslebens .Wiesoll derUnternehmer
kalkulieren und Lieferungsverträge abschliessen ,menner nichtweiss ,
obdie Steuernicht schonin dennächstenTagenvervielfachtwird. Das
zeigt von so viel Mangelan Verständnis für die Bedürftigkeitunserer
Wirtschaft ,dass man schon von Wirtschaftsfremdheit undWirtschaftsfeind¬
lichkeit sprechen kann .( 2stimmungbei der Minderheit ) .

Bei der Lustbarkeitsabgabe von sportlichen Veranstaltungen warfrü¬

her die Bemessungvoneiner bestimmtenEinnahmeaus den Kartenabhängig .
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jetzt wird eine neue Bemessungsgrundlagebeantragt ,die auch dieFreikarten
und ermässigten Karten zumvollen Preis abgabepflichtig macht .Namensmeiner

Partei stelle ich dasernstlicheErsuchen ,endlichdie Pauschalierungendurch¬
zuführen ,die vonallen abgabeplichtigenUnternehmungenimmerwiederverlangt
werden .Zu gleicher Zeit als diese Steuererleichterungen in den Finanzausschuss
gekommensind ,ist auch eine Steuererhöhungin Kraft getreten .Es ist diesdie

ErhöhungderFürsorgeabgabefürdieStückmeisterinderKleiderbranche.Ichwill
feststådlen ,dass dies der Finanzreferent einvernehmlich mit allen zuständigen
Faktoren durchgeführt hat ,Wir beschliessen heute den Bankeneinen Nachlassder
Fürsorgeabgabe umzwei Prozent zu gewähren und in diesem Momentsollen kleine
Stückmeister eine erhöhte Fürsorgeabgabe zahlen .Für einen Demagogen wäre das

eine herrliche Gelegenheitzur Entfaltungseiner Fähigkeiten .Ich möchtenur
auf die Krise im Kleidermachergewerbeverweisen ,das in einemschwerenundbit¬
teren Konkurrenzkampfmit der Tschechoslowakeisteht .EinAnzug ,der inBrünn
gekauft wurde ,kostet 85 Schilling ,die gerichtlich beeideteh Schätzmeister be¬

wertendiesen Anzugin Wienmit 160Schilling .GewisskannSt . . Breitnerdiesen
Zustand durch seine Steuerpolitik nicht beheben .Das muss durch eine andre

Zollpolitikgeschehen .AberwomitauchSt. . Breitnerrechnenmuss ,dassist
die Tatsache ,dass er diesem schwer bedrängten Stand nicht neueSteuerlasten

aufbürden darf .Ich stelle fest ,dass wir für diese Anträge heüte stimmenwer¬
den ,obwohlsie uns ungenügenderscheinen , im Umfangund unzulässig in
ihrer Konstruktion .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Zimmerl( . . ): Eshandelt sich hier keineswegsumSteuerer¬
mässigungen,sondernnurumVerschiebungen .SchauenwirunseinmaldieEinnahmen
aus den Steuern näher an .Im Jahre 1925 waren es 168 Millionen ,1926 schon173
Millionen ,1927bereits 184 Millionen ,1928gar 190 Millionen und 1929werden

Lustbarkeitsabgabe. Siebrachte1926rund12Millionen ,1927bereits13 '5Millio-¬
nen ,1928schon14 ' 5Millionenund1929sicherlich über15 millionen .Auchdie
Nahrungs-undGenussmittelabgabeist von13auf15MillionenSchillinggestiegen.

Wiekommtdasundwiewirdes gemacht?BeiderLustbarkeitsabgabe
werdenvor allem die Einzelveranstaltungender Vereineimmerhöherbemessen.
DerVereinder im Vorjahr300Schilling gezahlt hat ,wird gesteigert,wenner
heuer etwas veranstaltet .Genau so werden auch die Pauschalierungen vonZeit

zu Zeit revidiert und erhöht . Beider Nahrungs -und Genussmittelabgabe werden

Gencssenschaften,wiedieKaffeesiederundGstwirtezusammengelegt,umeinen

ein .Wirlesen ,daass St .R . Breeitner imme er wied erSteuernnach¬
sehen ,dassdie Eir hrahmeen immer mehrsteige en .JemehrSienach¬
Pössersinddie Ein aahmeen .EinBe ispiel ist vor allem auchdie
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höheren Prozentsatz von Betrieben ,als das Gesetz es vorschreibt ,einreihen zu

können .Mit welchem Raffinement man immer höhere Steuern aus den Betriebenher¬

ausschindet ,ist fast bewunderungswürdig .Die Abgabenerträge sind in Wienum
30 bis lo Prozent gestiegen Das gibt es nirgends . Dasist der Wirtschaftsbol - ¬

schewismus in Wien . DieWirtschaft geht zurück und die städtischen Steuern wer¬

den immerhöher .Die Fürsorgeabgabe für Stückmeister ist ein Gewaltakt ,weildie - ¬

se Leute gar nicht abgabepflichtig sind .Aber solch kleinen Leuten ist der
Rechtswegunmöglich .Mirist ein Fall bekannt ,womaneine Steuerbeschwerdeein¬
fachliegengelassenhat undganzoffensagte ,dasssie solangeliegenbleibt ,
damit der Mannnicht an den Verwaltungsgerichtshof gehen kann .SolcheZustande

spotten jeder Beschreibung( LebhafterBeifall bei der Minderheit ) .Allerings
den Banken wird jetzt die Fürsorgeabgabe um zwei Prozent nachgelassen .Welche

Wandlungist da -mit Herrn St .. Breitner vorgegangen ' Erhat immererklärt ,

dass die erhöhte Abgabefür die Banken nur ein Sechzehntel Prozent desZins - ¬
fusses ausmacht .Bei einem Zinsfuss von zwanzig Prozent ,wie er damals üblich

war ,gewiss keine Belastung .Plötzlich wird die Abgabeherabgesetzt ohnedass
dies jemand verlangt hat .Hunderttausende Gewerbetreibende petitionieren unaus¬

gesetzt bei der Gemeinde um Steuerermässigung .Es geschieht nichts ,weil aber

angeblich der Reichsvereinder Bankbeamtenunddie BankdirektoreneineErleich¬
terung verlangt haben ,werden zwei Prozent nachgelassen .Breitner hat wieder

heimgefunden zu seinen Freunden .In Wirklichkeit ist es so ,dass die Gemeinde¬
verwaltung trotz der Vergeudung ungeheurer Mittel aus politischen Gründen und

Handerttauser der
trotz der Verpulverung von . . Schillingen für verkrachte Unternehmungen

seit dem Jahre 1923 um 700 Millionen ihr Vermögen vermehren können .Diese
Ziffer beweist ,dass aus der Wirtschaft gewiss nicht nur das herausgeholtworden
ist ,was unerlässlich notwendig ist wie St . . Breitner meint .Aber sie brauchen

diese TäuschunggegenüberdemSteuerträger undgegenüberdemBundesfinanzminis¬
ter .Ihre Maximeist :Zuckerbrot und Peitsche den Angestellten gegenüberund
Zuckerbrot und Peitsche auch den Steuerträgern gegenüber .

GR .Zimmerlbeschäftigt sich sodannim besonderenmit derFrem¬
denzimmerabgabeund bemerkt ,dass diese Abgabein Wirklichkeit erhöht werde ,
da von ihr für die Jahre 1928 und 1929 fünfzig Prozent dür Investitionen nach¬
gelassen wurden während vom . Jänner 1930 nur mehr drei Achtel nachgelassen
werden sollen .Man hat die Hotelunternehmungen gezwungen grosse Investitionen

zu machensie müssendie aufgenommenenKreditesehr hochverzinsenundstatt
dass manihnen nundie Möglichkeitgibt ,ihren Zinsenverpflichtungennach¬
zukommen ,erhöht man die Abgabe um ein Echtel . Wirverlangen seit Jahren die
gänzliche Abschaffungdieser Abgabe ,da sie den Fremaenverkehrerheblichbehir
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Abgabenichtkennen,inNachteilkommen.Esist auchganzungerechtfertigtein
Fi - 21derAbgabezurFremdenverkehrspropagandazuverwendensosehrauch

dieser Propaganda das Wort geredet werden muss .DieFremdenver¬

kehrspropagandawirddochnicht für die Hoteliersgemacht ,sondernausallge¬
meinenInteressenherausunddahermüsstenauchdie Mitelhiefürausdenall¬
gemeinen Einkünften der Gemeindegekommenwerden .Der Redner beantragt die

AufhebungderFremdenverkehrsabgabemit1 .Jänner1930. Fernerbeantragterin
der Novelle über die Ankündigungsabgabedas freie Ermessenzu streichen und

dieLautsprecherreklameauchfernerhinvonderAbgabefrei zulassen .Wir
habensagtGR .Zimmerl ,seit JahreneinedurchgreifendeAenderungIhresSteuer¬
systems verlangt .Es ist heute die Ansicht aller Wiener ,dass diesesSteuer¬
systemeinen konfiskatorischen Charakterhat unddaher mit Rechtalsbolsche¬
wistischbezeichnetwird . Dazukommt ,dassSie der MinderheitjedeKontrollever-¬
weigern .WirmusstenzumVerwaltungsgerichtshofgehen ,umuns das Redhtzu
erkämpfen ,in die Belege der Jahresrechnungen und der Bilanzen Einblick zu

gewinnen .Sobehandeltmaneine Minderheit ,die mehrals ein Drittel desGe¬
meinderates ausmacht .Sie reden jetzt sehr viel von DemokratieundVerständigung .
WoSie die MinderheithabenmöchtenSie gernedie Verständigung . WoSiedie
Mehrheitsind ,habenSie einebrutaleGewaltherrschaftaufgerichtet ,(Lebhafter
Beifallbei der . L.] . BeimeinerletztenRedeist voneinemMitgliedder

Mehrheit der Zwischenruf gemachtworden :DemSandor Weiss sind Sie zuwenig
radikal ,da kriegen Sie alltäglich Ihre Zensur im Erpressen .Ich kenne den

Szandor Weiss nicht persönlich und daher sind mir seine Zensuren gleichgil¬

tig . WasSie mit dem Erpresserblatt meinen ,weiss ich nicht ,aber das eine weiss

ich ,dass Herr CzandorWeissfrüher bei einemErpresserblatt mitgewirkthat
und dieses Erpresserhlatt ist der " Abend "und das ist ein sozialdemokratisch¬

marxistisches Elatt ( Lebhafter Beifall bei der . . )Wennmir zugemutetwird ,
dass ich mich in meinen Reden von irgendjemanden beeinflussen lasse ,so weise
ich das mit aller Entschiedenheit zurück .Meine Reden haben si ch nicht ge¬

ändert ,wohl aber Ihr Verhalten .DemMann ,den Sie als Bluthund undArbeiter - ¬
mörder bezeichnet haben ,haben Sie um Verzeihung bitten müssen . St .. Breitner

hat von dem stets wachsenden Vertrauen der Bevölkerung zur Mehrheit gespro¬
nur

chen .Dieses Vertrauenist nicht/im Abflauenbegriffen ,es habensichnicht
nur zehntausende Leute von Ihnen abgewendet ,sondern wenn noch die vielen da¬

zukommen ,die nur durch Wahlschwindel gewählt haben ,wird es in diesem Baale

anders ausschauen .Das marxistische System ,dass die Mehrheit hier aufgerichte

hat und das unsere Wirtschaft zu gundegerichtet hat ,mussverschwinden ,



LandtagssitzungvomL .Oktober1929 XI .Blatt
Gehtes auf verfassungsmässigemWege ,danngut ,wennnicht ,dannvielleichtauf
demWege,aufdemSieimJahre1918hierhereingekommensind ,durchdasstürmi¬
sche Verlangender WienerBevölkerung( LebhafterBeifall undHändeklatschen
bei der . . ) .

AbE .Angermayer( . . )bemerkt ,nichtnurdiehohenSteuersätze ,son¬
dern auch die Art der Vorschreibung und der Eintreibung der Steuern ,die
ständige Ueberwachungund Bespitzelung der Geschäftswelt ist unerträglich
geworden .Die Revisionsstelle für die Gemeindeabgabenist die Tschekades
WienerRathauses ,unter der die Geschäftsweltamallermeisten zu leidenhat .
130Beamtedieser Revisionsstelle werdenTagundNachtauf dieGeschäftsleute

gehetzt .Aufgabe der Beamten ist neben der sonstigen Ueberprüfung die sogenann¬

te stille Beobachtungdas heisst die Bespitzelung der Geschäftsleute die
darin besteht ,dassdie Beamtenzu dendiffamerenstenHandlungengezwungen
werden .So müssen Beamte in Gasthäuser gehen und auf Kosten der Gemeinde ein

paar Seidel Bier trinken umzu beobachten ,ob das Klavier nichtbenützt
wird . Daist es in Margareten vorgekommen ,dass ein Beamter ,der dasKlavier¬

spielenverbietenwollte ,vondenGästengeorfeigtundhinausgeworfenwurde.
Etwasähnliches ist in Ortakring passiert .In solche Situationen bringt man
Beamteder Stadt Wien .Beschähmendiat auch der Spitzeldienst inNachtlokalen .
Da müssen die Beamten auf Kosten der Gemeinde Wien zechen ,und zwar so ,dass
die Zeche auffällt ,Ghampagnervtrinken und so weiter und dann nach einigen

Tagenwirduntersucht ,obderBetragauchwirklichverbuchtist . DiesesSpit .
zelsystemgehtsoweit ,dasssichsogarunterdenAngestelltenderNachtlo¬
kale Steuerkonfidentenbefinden .Amdiffamirendstenist aber wohlderDienst
der Beamtenin den Stundenhotels .Beamtewerdenaufgefordert ,aufKosten
der GemeindeStundenhotelsin GesellschaftvonFrauenzu besuchenundnach
dem sie sich dort ausgelebt haben ,müssen sie genau die NummerdesZimmers

und die Dæerihres Aufenthaltes vermerken ,damit dann festgestellt Werden
kann ,ob die Eintragungendes Hotels stimmen .Manmussda in allenErnst
fragen ,ob demjenigen Beamten ,die in Ausübung des ihnen aufgetragenen Diens¬

tes erkrankt sind ,wenigstens die Spitalskosten bezahlt werden .Oderesgibt
Revisionsbeamte ,die auskundschaftenmüssen ,ob ein Greisler diezei
Kilogramm Zwetschken wirklich in sein Buch eingetragen hat . Selbst die Ringel¬

spiele im Prater werden überwacht .Ein anderes Merkmalder Steuerpolitik der

Gemeindeist ,dass mänje nachder Parteizugehörigkeitverschiedenvorgeht .
DemArbeiterfussballerverband ist bis heute angeblich überhaupt nochkeine

Ob
derLustbarkeitsabgabe vorgeschrieben worden .Es ist auh nicht bekannt ,
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Republikanische Schutzbundfür seine Angestellten die Fürsorgeabgabezalt ,
Der Verein der Kinderfreunde wird ganz anders behandelt als andereVereine
der gleichen Art .Bei einemroten Hondballverein ,bei demeine RevisionBe¬
anständüngenvornehmenmusste soll trotz dieser Beanständungengar nichts ge¬
schehen sein .Oder die Arbeiterbank die einmal revidiert werden sollte ,hat

denBeamtendieUeberprüfungderbetreffendenKontiverweigert. Beieiner
Generalrevision des Winarskyhofes wurde das dortige Kino beanständet und

die Steuer von der Revisionsstelle bemessen .Dafür hat die Stelle einenamt¬
lichen Verweiserhalten mit demHinweis ,dass bei jeder politischen Sache
erst gefragt werden muss ( Hört ! Hörtibeider . . )Gr .Angermayerbemerkt

zumSchlusse ,solangedie MehrheitimRathausnachparteipolitischenGesichts¬
punktenregiere undsclangedie WienerTschekanicht aufgehobenwird ,wird
man die Wiener Steuerträger mit solchen Steuernachlässen über ihr Elend nicht

hinwegtäuschen( LebhafterBeifallbei derE,L. )
GR. Ellend( . . )führt aus ,dass die derzeitige Gemeindeverwaltung

die WienerBevölkerungandenBettelstabgebrachthat . Breitnermusssich
endlich dazubequemen ,seine Steuerpolitik vonGrundauf zu ändern .Esist
nichtAufgabederGemeinde,dieselbstständigenGewerbetreibendenzugrunde
zurichten . DenUnternehmernmüssenalle möglichenErleichterungengeschaf¬
fenwerden,damitsiedieschwereZeitaushaltenkönnen.DasVermögen,das
Siein denGemeindekassenangesammelthaben ,ist totesKapital ,demUnterneh¬
meraberhabenSieseinBetriebskapitalweggesteuert.DieErmässigungensind
völligunzulässig,weshalbdieMinderheitauchnichtin derLageist ,der
GemeindeverwaltungdasVertrauenentgegenbringenzukönnen.(Beifallbei
derMinderheit).

GR.Erban( . . )führtaus,dassdasBreitnerSteuersystemdurch
dieArtundWeisederVorschreibungundEintreibungderSteuernweltbe¬
rühmtgewordenist . Breitnerist einförmlicherDiktator,KeinMenschin
derWienerGeschftsweltglaubt ,dassjetzteineBesserungderWirtschaft
eingetretenist .EineBesserungwirdnurdanneintreten,wenndasganze
BreitnerSystemverschwindet.DerBürgermeistersprichtjetztimmerbei
derEröffnungderWohnhausbautenüberdieNotwendigkeiteinergesuden
Wirtschaft.WennmanseineRedenliest ,glaubtmangarnicht,dassderBür¬
germeistervonWiensiegehaltenhat.DieErkenntnisvonderNotwendigkeit
einergesundenWirtschaftdesBürgermeistersSeitzisteinErkenntnisin
derAngstpsychcse,sonstkönnteer nichtsorichtigeWortesprechen.Die
ForderungenderMinderheitsindschonzuForderungendergesamtenBe¬
völkerunggeworden .( Beifall bei der . . )
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In seinem Schlusswort erwidert der Referent auf dieAusführun¬

gen der Redner der Minderheit .Er stellt fest ,dass der Ertrag der Wohnbausteu¬

er 36 Millionen Schilling ausmacht ,während die alten Mietzinssteuern der

Gemeinde 185 Millionen Schilling eingetragen haben ,Es ist auch nicht richtig ,
dass der Aufgabenkreis der Gemeinde nicht erweitert worden ist .Ich verweise

nur auf die Wohnbautätigkeit ,auf die gewaltige Ausgestaltung des Fürsorgewesens

wie zum Beispiel die Schülerausspeisung ,die Tuberkulosefürsorge ,de Schul¬

ärzte ,die Schulzahnkliniken ,die unentgeltliche Abgabe von Lernmittel und
dergleichen .Dass alle Gesetze an einembestimmtenVorbehalt geknüpftsind ,
ist eine Notstandsmassnahmegegendas VetorechtdesBundesfinanzministers.
St . . Breitner tritt der Meinung entgegen ,dass es überall besser sei ,als in

Wien .Er verliest einen Bericht des neuenWienerExtrablattes ,in demesheisst ,
dass die Berliner Wirtschaftslage sehr ungesund sei ,die Insolvenzen einan¬

der jagen und dass tausende von Ausländer in Berlin in den dürftigsten Ver¬
hältnissen leben .Oesterreich leidet abenwie alle anderenStaaten nochan
den Nachwirkungendes Krieges ,aber erfreulich ist es ,dass trotz deruner¬
hörten Zerreissung eines alten Wir tschaftsgebietes Wien seine ungeheure Le¬

benskraft bewiesen hat .Wenn der Gemeinde vorgeworfen wird ,dass sie in eini¬

gen BetriebenFehlschlägeerlitten hat,so verweiseich nur darauf ,dasses
auch in der Privatwirtschaft Krisen gibt ,denen auch ein Gemeindeunternehmen

unterliegen kann .ST . R .Breitner ersucht ,nunmehr in die Spezialdebatte ein¬

zugehen .(Beifall ) .
Alserster Rednerin derSpezialdebattesprichtST. . Rummelhardt

) . Ll )Er führt aus ,dass die Wiener über das Breitner Steuersystem nicht mehr
raunzen .Ihre Klagan sind vielmehr schon mit Hass erfüllt ,die Bedrückungder

Bevölkerung hat schon eine Volksbewegungheraufbeschworen ,die sie sehr leicht
von Ihrem Platz hinwegfegen könnte .Die Ermässigungen sind viel zu spät er¬

folgt .Ein grosser Teil der Abgaben gehört ganz abgebaut oder zumindest um
50Prozentermässigt . DerRednerspricht sodannüberdie WienerTheaterver¬
hältnisse .In Wien waren 28 Theater ,von denen nur mehr 1o übriggeblieben sind .

DreivondiesensindBundestheater ,vondenenSie nochimmerdieLustbar¬
keitsabgabeeinheben ,obwohldie StadtWienvonihnennurVorteilehat .Im
InteressederTheaterstadtWienwärefür wirklicheKunstinstitutedieLust¬
barkeitsabgabeüberhauptzustreichen .ST. R.Rummelhardtbeantragtsodann,
Veranstaltungenfür ausschliesslichwohltätigeZweckevonderLustbarkeits¬
steuerzubefreien .EinResolutionsantraggehtdahin ,Veranstaltungen,diezun
grossenTeilwohltätigenZweckendienen ,nur5cProzentderAbgabensätzevor
zuschreiben .EinweitererAntragdesSt .. RummelhardtverlangtdieHerabset

283
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zung der Lustbarkeitsabgabe für Tanzkurse von 23 auf 15 Prozent und für Tanz¬
schulen auf 28 ' 5auf 23 Prozent .Die Ermächtigungsklausel ,wie sie in denGe¬
setzen vorgesehen ist ,ist völlig unhaltbar .Redner ersucht die Mehrheit ,die

GrandediedieMinderheitfür einedurchgreifendeAenderungdesSteuersystems
angeführt hat ,zu würdigen . Esmüsste sonst eine Unterstützung vonausserhalb

diesesHausesgesuchtwerden ,wasfür die Mehrheitbestimmtnichtanganehm
sei . DieAenderungen ,die von der Minderheit gefordert werden sind imIn¬
teresse der Bevölkerung gelegen ( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Stöger( . . )erklärt ,dass durch diese Vorlagen an demWesen

derGemeindesteuernimgrossenundganzennichtsgeändertwerde .DasVerlangen
der Minderheit auf Herabsetzung der Lustbarkeitssteuer auf die Hälfte ,sei

durchaus begründet .Insbesondere müssenendlich alle Lehr -undKulturfilme
von der Lustbarkeitsabgabe befreit werden .Heute werden solche Filme nurdann
ausgenommen ,wenn sie in der Urania aufgeführt werden .Man kann demWiener

Stadtschulrat den Vorwurf nicht ersparen ,dass er auf demGebiet des sowich¬
tigen Lehrfilmsso gut wiegar nichtsgeleistet hat .In Kölngibt es nichtwe¬
niger als 25 Schulkinos und ein ausgezeichnetes Archiv für Musterfilme .Redner

beantragt ,dass alle Laufbildervorführungen kulturellen Inhaltsvon derAbgabe
aus genommenwerden .Er bemängelt schliesslich ,dass bei turnerischen Vorfüh¬

rungenmit MuikundGesang27 Prozent Abgabezu zahlen sind undverlangt ,
dass bei Dilettantenvorstellungendie Abgabeauf die Hälfte herabzusetzenist .

GR .Pfeiffer ( . . ) begrüsst die Hinaufsetzung der steuerpflichtigen

Einnahmegrenzebei sportlichen Veranstaltungen .Leiderbleibt nachwievor
dieAbgabebemessungvonderBruttoeinnahmeaufrecht .Erstallt deshalbdenZu¬
satzantrag ,dass alle sportlichen Vorführungenund Wettbewerbe ,die mitverhält¬
nismässig hohenSpesenverbundensind ,bei der Steuerbemessungderart behan¬
delt werden ,dass ein bestimmterSpesenbetragausgeschiedenwird .ImSportbeirat
haben auch die sozialdemokratischen Vertreter für diese Ausscheidunggestimmt .
Ein Beispiel für die Notwendigkeit der Freilassung gewisser Spesen vonder
Steuerbemessung sei die grosse Wiener Ruder Regatta .Jedes Jahr ergibt sich

ein Fehlbetrag ,trotzdem mussvon den gesamtenEinnahmenLustbarkeitssteuer
gezahlt werden .Im Jahre 1929 ergaben sich bei der Regatta bei einer Ausgabe
von 10 . 690Schilling rund 3000 Schilling unbedingt notwendigeAufwendungen,
ohne die die Abhaltung dieser sportlichen Veranstaltung unmöglichwäre . Die
ser Betragmussvonder St uerbemesseungfrei bleiben .ImnächstenJahrsoll
in Wiendic EuropameisterschaftimSchwimmendurchgeführtwerden .Hierergibt
sich ganz genau das gleiche Verhältnis . DieKosten gehen in die Zehntau¬

sendeSchilling ,dafür 26 ProzentSteuer zu verlangen ,gefährdet dieVeranstal
tung . DieAnnahme meines Antrages wird keinen Steuerentgang bringen ,weil die
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Lust zur Durchführung von abgabepflichtigen Veranstaltungen grösser werden

wird ,wodurch wieder der Steuerertrag steigt .( Beifall ) .

GR. Binder( . . ) bemängelt,dass bei Veranstaltungen ,die biszwei
Uhr dauern die doppelte Steuer eingehobenwerdensoll .Eine grosse Zahlvon
Festen wurden wegendieser Bestimmungabgesagt ;allein im Sophiensaalunge¬
fähr 20 . Dasbedeutet einen grossen Schaden für die Wirtschaft .Viele Arbei¬

ter und Angestellte sind dadurch zu Schaden gekommen .Es sollte für solche

Veranntaltungen überhaupt keine Stunde festgesetzt werden .Für länger dauern¬
de Veranstaltungendie Steuer zu verdoppeln ,ist unverständlich .( Beifall ) .

GR .Haider ( . . ) bemerkt ,dass die Mehrheit sich mit Vorliebe

darauf beruft ,dass die Lustbarkeitsabgabe von den Christlichsozialen im
Jänner 1918 eingeführt worden sei,Damit soll wahrscheinlich derMinderheit
von heute dieses Gesetz angelastet werden .Heute ist die allgemeine An¬

sicht dass das Abhalten von Festlichkeiten nur dazu dienen soll ,Gelderin
den Rachen des St . . Breitner zu werfen .Wir haben nichts dagegen ,dass in

BarsundKabarettsdieSteuerrücksichtaloseingehobenwird ,aberVolksbeius¬
tungen und Wohltätigkeitsveranstaltungen sollten doch von der Abgabebe¬
freit werden .Die minimale Herabsetzung der Steuer kann die Bevölkerungnicht

befriedigen .In der Einhebung wird zu drakonisch vorgegangen in der Sache
des Bürgertheaters hatcs zum Beispiel St . . Breitner an menschlichemBefin¬

den fchlan lassen ( Beifall bei der . . )
Abg .Dr .Hengl ( . . )bespricht die nachteilige Wirkung ,die die

Wirkungder Lustbarkeitsabgabe auf die Buschenschänken der WinerHeuer
ausübt .Diese Abgabehat die Wirkung ,dass es heute in keiner Buschenschänke
Musik gibt .Eine Mengevon Musikern snd dadurch brotlos geworden ,Nichteinmal
Gäste dürfen in den Buschenschänken musizieren .Der Schlüssel der Abgabeist

für die Buschenschänkenbesondersungerecht .Abg .Hengl beantragt ,dass dasge¬
legentliche MusizierenvonGästenin denBuschenschänkender WienerHauer
der Lustbarkeitsaggabe nicht unterliegen soll und dass die Sätze der Abgabe

in den Buschenschänken insoweit abgeändert werden ,dass die volle Apgabe
erst bei einer Tageslosung von 1500 Schilling zu entrichten ist : dieniedrige¬

ren Sätze wären dementsprechend zu ändern ( Beifall bei der . . )
ST . . Breitner bemerkt in seinem Schlusswort zunächst gegenüber

den Ausführungen des Ab g .Rummelhardt dass an der Not der Wiener Theater

nicht die Lustbarkeitsabgabe schuld ist ,dass vielmehr dic Theaternot eine
Welterscheinung ist ,In allen Bundesländern sind die Theater in einer weit¬

schwereren Krise als in Wien . Dashat seine Ursache in der allgemeinen Ver - ¬

a rmungunddarin ,dass die Geschmacksrichtungdes Publikumseine anderege¬
28 )
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worden ist . DieSitze in den Zirkussen und Varietees haben sich um 2282 und

in den Kinosgar um25,000gegenüberder Vorkriegszeit vermehrt .Ausserdem
hat es im August 1929 in Wien231,000 Radiohörer gegeben .Nicht zuver¬

gessen ist auch dic gewaltige Entwicklung die der Sport genommenhat ,Gegen¬
über anderen Rednern stellte St . . Breitnerfest ,dass vom3200Sportveranstall
tungenrund 3000unter die ermässigte Abgabefallen ,ferner ,dass dieUrania
der Volksbildungsvereinunddas Volksheimvollkommenabgabebfreisind .Er
kommt sodann auf Aeusserungen des Abg .Angermayer in der Generaldebatte zu¬

rück ,und verweist darauf ,dass es richtig ist ,dass der Republikanische Schutz¬

bundkeine Fürsorgeabgabezahlt .Er hat sie aber auchnachdemGesetzgar
nicht zu leisten ,da er keine auf Erwerbgerichtete Körperschaft ist ,eben¬
sowenig wie die Frontkämpfer oder die Heimwahren eine solche Abgabe leisten .
Von einer Bevorzugung des Vafö kann keine Rede sein .Von einer Kontrolle wur¬

de hier abgesehen ,da sich bei Veranstaltungen dieser Vereinigung nur Steuer¬

leistungen von 1 bis 2 Schilling ergeben haben . ST. R.Breitner ersucht die
Vorlagenanzunehmenund die Minderheitsanträge abzulehnen .( LebhafterBei¬
fall bei der Mehrheit ) .

DieGesetzesvorlageüberdieErmässigungderLustbarkeitsabgabe
wird in erster und zweiter Lesung unter Ablehnung der Anträge der Minderheit

angenommen .Ebenso die Gesetzesvorlage über die Ermässigung der Fremdenzimmer¬
abgabe und dic Gesetzesvorlage über die Ermässigung derAnkändigungsabgabe .

Die Sitzung wird um 22 Uhr vom Präsidenten Dr .Danneberg abge¬

brochen . Dienächste Landtagssitzung findet am Freitag um 17 Uhrstatt . .
Tagesordnung :Fortsetzung der Spezialdebatte .

Schluss der Sitzung 22Uhr .
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